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1 Verfahrensrechtliche Aspekte 

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 31.03.2025 die Aufstellung des Bebauungsplans 60.09 
„Solarpark Deponie Unkelbach / Oedingen“ beschlossen. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans soll gemäß der gemeindlichen Beschlussfassung 
parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans im sogenannten Parallelverfahren nach § 8 (3) 
BauGB erfolgen. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB fand in der Zeit vom 
29.08.2025 bis einschließlich 05.10.2025 statt. Seitens der Öffentlichkeit wurde 1 Stellung-
nahme abgegeben. 

Mit Schreiben vom 22.08.2025 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange am Verfahren nach § 4 (1) BauGB beteiligt.  

Darüber hinaus wurden die benachbarten Gemeinden i.S. des § 2 (2) BauGB über die Planung 
informiert und am Verfahren beteiligt. Die Stadtverwaltung Sinzig hat im Rahmen dessen eine 
Stellungnahme abgegeben und angeführt, dass die Belange der Stadt Sinzig durch die Inhalte 
und Ziele der vorliegenden Planung nicht bzw. nicht nachteilig berührt werden. 

Seitens der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sind nachfolgend aufgelistete 
fachbehördlichen Stellungnahmen in der Auswertung zu berücksichtigen: 

1. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz, 

2. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, 

3. Kreisverwaltung Ahrweiler, 

4. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, 

5. Forstamt Ahrweiler. 

 

Eine Stellungnahme ohne auswertungsrelevanten Inhalt hatten abgegeben: 

1. Landesbetrieb Mobilität Cochem-Koblenz, 

2. Fraunhofer-Institut für Hochfrequenzphysik und Radartechnik FHR, 

3. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

4. Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Westerwald-Osteifel. 
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2 Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffent-
lichkeit nach § 3 (1) BauGB  

2.1 BUND Kreisgruppe-Ahrweiler, Schreiben vom 14.09.2025 

Stellungnahme 
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Auswertung 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

Unter Berücksichtigung der – bedingt durch die Deponienutzung bestehenden – anthropo-
genen Vorbelastungen der zur Überplanung anstehenden Flächen sollen im Plangebiet die 
planungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen für eine möglichst effiziente Flä-
chenausnutzung herbeigeführt werden, um den „Druck“ auf sonstige Außenbereichsflächen 
zur adäquaten Entwicklung reduzieren zu können. Auf diese Weise wird u.a. den Planungs-
leitlinien nach einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden sowie der Vermeidung von 
Flächenneuinanspruchnahmen Rechnung getragen. Auch kann umweltrelevanten Belan-
gen nach § 1 (6) Nr. 7a BauGB und der Umwidmungssperrklausel nach § 1a (2) BauGB auf 
diese Weise Rechnung getragen werden. 

Zudem ist nach derzeitigem Kenntnisstand kein Unterbewuchs unterhalb der PV-Module 
vorgesehen, der aus ökologischer Sicht eine hohe Wertigkeit haben wird und eine entspre-
chende Abstandsfläche benötigt. Sofern sich im weiteren Verfahren aus den noch zu erstel-
lenden naturfachplanerischen Gutachten (insbesondere Fachbeitrag Naturschutz und Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanzierung) die städtebauliche Erforderlichkeit i.S. des § 1 (3) BauGB 
hierfür zeigen sollte, wird dies dem Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich des Bebauungs-
plans entsprechend berücksichtigt. 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass die Festsetzungen des Bebauungsplans der 
entsprechenden Ausgestaltung der Solaranlage nicht entgegenstehen und es dem Ermes-
sen des künftigen Antragsstellers obliegt, die Module entsprechend anzuordnen. 

Eine Schädigung oder Verschattung angrenzender Waldflächen ist mit der vorliegend beab-
sichtigten Herbeiführung der planungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Er-
richtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zum derzeitigen Kenntnisstand nicht zu er-
warten. 

Diese Anregungen lösen keinen weitergehenden planerischen oder abwägungsrelevanten 
Handlungsbedarf für die Ebene der Bauleitplanung aus. 

 

Beschlussempfehlung 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
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3 Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behör-
den nach § 4 (1) BauGB  

3.1 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirt-
schaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Schreiben vom 01.10.2025 

Stellungnahme 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB; 

Aufstellung Bebauungsplan Nr. 60.09 'Solarpark Deponie Unkelbach' und 24. Änderung Flä-
chennutzungsplan 

 

Schreiben der Kreisverwaltung Ahrweiler vom 25.08.2025, mit dem AZ: 1.41-11-301-2.24 zur 
Änderung des FNP, 

sowie Bekanntmachung der Stadt Remagen vom 21.08.2025 zur Aufstellung des Bebauungs-
planes 

Unser Aktenzeichen: 324-131-00 070.04 

Bearbeiter: Andreas.Nilles@sgdnord.rlp.de  

Tel.: 0261/120-2977 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur oben genannten Maßnahme in der Stadt Remagen, OT Unkelbach/Ödingen nehmen wir, 
in einer gemeinsamen Stellungnahme, wie folgt Stellung:  

 

1. Allgemeine Wasserwirtschaft / Starkregenvorsorge 

Durch die vorgesehene Maßnahme sind keine Oberflächengewässer betroffen. 

 

Wir bitten außerdem um Beachtung unserer Hinweise zur Starkregenvorsorge: 

Gemäß den Sturzflutgefahrenkarten des Landes Rheinland-Pfalz ist das Plangebiet im Falle 
eines Starkregenereignisses betroffen. Annahme für diese Aussage ist ein außergewöhnliches 
Starkregenereignis mit einer Regendauer von einer Stunde (SRI 7). In Rheinland-Pfalz ent-
spricht dies einer Regenmenge von ca. 40 – 47 mm (bzw. l/m²) in einer Stunde. Im Falle eines 
solchen Ereignisses werden für Teile des Plangebietes Wassertiefen zwischen 5 und < 30 cm 
mit einer Fließgeschwindigkeit zwischen 0 und < 1,0 m/s erreicht. In den Randbereichen kön-
nen größere Wassertiefen bis zu < 100 cm auftreten. Höhere Wassertiefen sowie eine Aus-
dehnung der Überflutungsflächen sind bei intensiveren Starkniederschlägen möglich. 

Die Sturzflutgefahrenkarte sowie detaillierte Erläuterungen zu den darin enthaltenen Informa-
tionen (Wassertiefen, Fließgeschwindigkeiten und Fließrichtungen) können Sie unter folgen-
dem Link abrufen: https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/  

Die Gefährdungen durch Starkregen sollten in der Bauleitplanung berücksichtigt werden. Die 
Errichtung der Photovoltaikanlagen und den dazugehörigen Bauwerken sollte in einer an mög-
liche Überflutungen angepassten Bauweise erfolgen und darf sich nicht negativ auf die Ab-
flusskonzentration bei Starkregen auswirken. Abflussrinnen sollten von Bebauung freigehalten 



Stadt Remagen           7  

Bebauungsplan 60.09 „Solarpark Deponie Unkelbach / Oedingen“ 

Auswertung 
  

Anlage zur  Beschlussvorlage 0405/2026 

werden und geeignete Maßnahmen (wie z.B. Notwasserwege) ergriffen werden, sodass ein 
möglichst schadloser Abfluss des Wassers durch die Bebauung gewährleistet werden kann. 

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren verpflich-
tet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadens-
minderung zu treffen. 

 

-Entsprechende Übersichtskarten sind als pdf beigefügt- 

 

2. Grundwasserschutz 

Durch die vorgesehene Maßnahme sind keine Wasserschutzgebiete oder Wasserfassungen 
betroffen. 

 

3. Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

Das Plangebiet befindet sich zum einen auf dem östlichen Teilbereich der im Bodenschutzka-
taster des Landes Rheinland-Pfalz kartierten Altablagerung „Ablagerungsstelle Remagen, In 
der Sandkaul“, Registrier-Nr.: 131 00 070 – 0214, und zum anderen, wie der Name schon sagt, 
auf der ehemaligen Hausmülldeponie Remagen-Oedingen. Der betroffene Bereich der Altab-
lagerung gehört zur Deponie. Die Lage der Ablagerung ist im beiliegenden Plan aus dem Ka-
taster dargestellt. 

 

Die Stützen bzw. deren Fundamente der Solarmodule sowie evtl. Gräben für Kabel und sons-
tige Leitungen greifen in die abgelagerten Massen/ Müll ein. Dies ist bei der Planung des So-
larparks zu berücksichtigen. Die Oberflächenabdichtung sowie die Entgasungseinrichtungen 
der Deponie dürfen in ihrer Funktionsfähigkeit nicht eingeschränkt werden. 

 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen den Bebauungsplan „Solarpark Deponie 
Unkelbach/ Ödingen“ keine Bedenken. Dem Plan wird in der vorliegenden Form zugestimmt. 

 

Weitere Belange unserer Regionalstelle werden nicht berührt. 

 

4. Abschließende Beurteilung 

Unter Beachtung der vorgenannten Aussagen bestehen gegen die 24. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes, sowie der Aufstellung des Bebauungsplanes aus wasserwirtschaftlicher und 
bodenschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken. 

 

Hinweis: Unsere Stellungnahmen im Rahmen der Bauleitplanung werden künftig in der Regel 
elektronisch über dieses Postfach versendet. Wenn Sie eine Papierfassung benötigen, bitten 
wir um kurze Mitteilung. 

Künftige Anfragen um Stellungnahmen im Rahmen der Bauleitplanung können Sie uns gerne 
ebenfalls auf diesem Wege an die Adresse bauleitplanung@sgdnord.rlp.de übermitteln. Sie 
gilt zunächst nur für die Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Kob-
lenz. Andere Abteilungen oder Referate in unserem Hause bitten wir auf separatem Wege zu 
beteiligen. 
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Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

--  

Andreas Nilles 

Sachbearbeiter 

Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Koblenz 

STRUKTUR- UND GENEHMIGUNGSDIREKTION NORD 

Stresemannstraße 3-5 

56068 Koblenz 

Telefon +49261 120 2977 

Telefax +49261 120-2977 

Andreas.Nilles@sgdnord.rlp.de 

www.sgdnord.rlp.de 

 

 

Auswertung 

1. Allgemeine Wasserwirtschaft / Starkregenvorsorge 

Dass durch die vorgesehene Maßnahme keine Oberflächengewässer betroffen sind, wird zur 
Kenntnis genommen. Ein auswertungsrelevanter oder planerischer Handlungsbedarf ergibt 
sich für die Ebene des Bebauungsplans nicht. 

Die Hinweise zur Starkregenvorsorge werden ebenfalls zur Kenntnis genommen. 

In den Planunterlagen sind bereits entsprechende Ausführungen hinsichtlich einer möglichen 
Starkregengefährdung der zur Überplanung anstehenden Flächen enthalten (Kapitel 2.1.4 des 
Umweltberichts sowie Kapitel 3 der Begründung). 

Die Sturzflutgefahrenkarten des Landesamtes für Umwelt zeigen für das Plangebiet bei einem 
extremen Starkregenereignis mit einer Regendauer von vier Stunden (SRI 10) und einer Re-
genmenge von ca. 112 – 136 mm überwiegend keine Betroffenheit bzw. Wassertiefen von < 
5 cm (siehe untenstehende Abbildung). 

Im Bereich der „befahrenen Erdwege“ können Wassertiefen von 10 bis < 30 cm auftreten. 

Die Fließgeschwindigkeiten können gemäß oben angeführter Sturzflutgefahrenkarte 0,5 bis < 
1,0 m/s erreichen. Partiell können Fließgeschwindigkeiten von 1,0 bis < 2,0 m/s auftreten. 

Wie bereits angeführt, werden mit vorliegender Bauleitplanung keine planungsrechtlichen Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen für bauliche Anlagen und Einrichtungen geschaffen, die dem dau-
erhaften Aufenthalt von Personen dienen. 

Zudem bestehen auf der nachgelagerten Ebene des Planvollzugs bauordnungsrechtliche so-
wie wasserrechtliche und hochwasserschützende Verpflichtungen, wie etwa die allgemeine 
Sorgfaltspflichten nach § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) oder den §§ 3 ,13 und 14 Landes-
bauordnung (LBauO), sodass an dieser Stelle für die Ebene der Bauleitplanung ein hinrei-
chender Schutz vor den Gefahren durch Starkregen angenommen und die Umsetzung etwaig 
erforderlicher Maßnahmen auf die Planvollzugsebene verlagert werden kann. 
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Gemäß § 5 (2) WHG ist jede Person im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensmin-
derung zu treffen. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Auszug aus der Sturzflutgefahrenkarte des Landes-
amtes für Umwelt mit Kennzeichnung des Plangebiets: 

 

Abb.: Auszug aus der Sturzflutkarte bei einem extremen Starkregenereignis (SRI 10) mit einer Regenmenge von 
ca. 112 – 136 mm in 4 Stunden und Kennzeichnung des Plangebiets (= weiß), Quelle: Digitale Orthopotos: ©Ge-
oBasis-DE / LVermGeoRP2024, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de [Daten bearbeitet]; Quelle Sturzflutkarte: Lan-
desamt für Umwelt. 

Nach dem Naturgefahrenportal des Deutschen Wetterdienstes ist die Starkregengefährdung 
im Plangebiet überwiegend als gering dargestellt. 
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2. Grundwasserschutz 

Die Mitteilung löst unter Berücksichtigung der vorangegangenen Ausführungen in der auswer-
tenden Stellungnahme keinen weiteren abwägungsrelevanten und planerischen Handlungs-
bedarf für die Ebene der Bauleitplanung aus. 

3. Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

Dass aus bodenschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken gegen den vorliegenden Bebauungs-
plan bestehen, wird positiv zur Kenntnis genommen. 

Gemäß dem Schreiben der SGD Nord vom 01.10.2025 (Az.: 324-131-00 070.04) befindet sich 
das Plangebiet auf der im Bodenschutzkataster des Landes Rheinland-Pfalz kartierten Altab-
lagerung „Ablagerungsstelle Remagen, In der Sandkaul“, Registrier-Nr.: 131 00 070 – 0214. 

Die Altlastenfläche wird in der Planurkunde zum Bebauungsplan auf der Grundlage des § 9 
(5) Nr. 3 BauGB gekennzeichnet. Zudem werden Ausführungen in den Textfestsetzungen so-
wie in der Begründung und dem Umweltbericht zum Bebauungsplan ergänzt. 

Gemäß § 9 (5) Nr. 3 BauGB sollen Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind, gekennzeichnet werden. Die Kennzeichnungen entfalten keinen norma-
tiven Regelungsgehalt und ihr kommt kein rechtsverbindlicher Festsetzungscharakter zu. Wei-
terhin liegt der Kennzeichnung keine planerische Willensentscheidung zugrunde, sodass 
diese auch nicht zum planerischen Inhalt des Bebauungsplans gehört. 

Die Funktion der Kennzeichnung liegt in der Warn- und Informationsfunktion für den Planvoll-
zug.  

Die weiteren Anregungen bezüglich der Stützen bzw. deren Fundamente der Solarmodule so-
wie evtl. Gräben für Kabel und sonstige Leistungen und der Hinweis, dass die Oberflächenab-
dichtung sowie die Entgasungseinrichtungen der Deponie in ihrer Funktionsfähigkeit nicht ein-
geschränkt werden dürfen, tangiert den Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich des Bebauungs-
plans nicht. Dies ist in der Ebene des Planvollzugs zu berücksichtigen. Unter Berücksichtigung 
der oben angeführten Warn- und Informationsfunktion für den Planvollzug werden die Anre-
gungen und Hinweise jedoch in der Begründung zum Bebauungsplan ergänzt. 

 

4. Abschließende Beurteilung 

Unter Berücksichtigung obenstehender Ausführungen besteht kein weitergehender planeri-
scher oder abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die Ebene der Bauleitplanung. 

 

Beschlussempfehlung 

1. Allgemeine Wasserwirtschaft / Starkregenvorsorge 

Die Anregungen werden in Form des in der abwägenden Stellungnahme dargelegten Sach-
verhalts zur Kenntnis genommen. 

2. Grundwasserschutz 

Die Anregungen werden in Form des in der abwägenden Stellungnahme dargelegten Sach-
verhalts zur Kenntnis genommen. 

3. Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

Die im Bodenschutzkataster des Landes Rheinland-Pfalz kartierte Altablagerung „Ablage-
rungsstelle Remagen, In der Sandkaul“, Registrier-Nr.: 131 00 070 – 0214 wird im Bebauungs-
plan auf der Grundlage des § 9 (5) Nr. 3 BauGB gekennzeichnet. 
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4. Abschließende Beurteilung 

Die Anregungen werden in Form des in der abwägenden Stellungnahme dargelegten Sach-
verhalts zur Kenntnis genommen. 
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3.2 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeauf-
sicht, Schreiben vom 17.09.2025 

Stellungnahme  

 

Auswertung 
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Die Anregung, wonach gegen die vorliegende Bauleitplanung keine Bedenken bestehen, 
sofern es im Umfeld des Vorhabens zu keinen Blendwirkungen kommt, werden zur Kenntnis 
genommen. 

Unter Berücksichtigung der umgebenden Gehölzstrukturen, die einen Beitrag zur natürli-
chen Abschirmung der zur Überplanung anstehenden Flächen leisten, sind zum derzeitigen 
Kenntnisstand keine erheblichen oder unzumutbaren Beeinträchtigungen durch Blendwir-
kungen zu erwarten.  

Weiterhin ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, dass es sich vorliegend um ei-
nen sogenannten Angebotsplan handelt, der „lediglich“ die planungsrechtlichen Zulässig-
keitsvoraussetzungen für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage schafft und 
den verbindlichen Rahmen der im Plangebiet planungsrechtlich zulässigen Nutzungen und 
Anlagen setzt. Die konkrete Ausgestaltung (Modulneigung, Ausrichtung, verwendete Mate-
rialien etc.) obliegt der Ebene des Planvollzugs.  

In dieser Ebene bestehen zudem hinreichende Rechtsvorschriften, die sicherstellen, dass 
von der konkreten Anlagenplanung keine unzumutbaren Belästigungen oder Störungen aus-
gehen, wie etwa das Nachsteuerungsinstrument des § 15 BauNVO. Die zuständige Geneh-
migungsbehörde kann die Genehmigung der konkreten PV-Anlage in der Vollzugsebene an 
etwaige Bedingungen, Auflagen, Nebenbestimmungen o.a. knüpfen. 

Unzumutbare Blendwirkungen können auf dieser Ebene wirksam ausgeschlossen werden. 
Insbesondere stellt § 15 (1) BauNVO sicher, dass Anlagen unzulässig sind bzw. mit Neben-
bestimmungen zu versehen sind, sofern von ihnen unzumutbare Belästigungen oder Stö-
rungen ausgehen. Hierzu zählen auch potenzielle Blendwirkungen durch Lichtreflexionen. 

Vor diesem Hintergrund ist gewährleistet, dass die PV-Anlage im Rahmen der konkreten 
Anlagenplanung so ausgestaltet wird, dass schädliche Umwelteinwirkungen nicht entste-
hen. Ein weitergehender Regelungsbedarf auf Ebene des Bebauungsplans besteht daher 
nicht. 

 

Beschlussempfehlung 

Die Anregungen werden in Form des in der abwägenden Stellungnahme dargelegten Sach-
verhalts zur Kenntnis genommen. 
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3.3 Kreisverwaltung Ahrweiler, Schreiben vom 06.10.2025 

Stellungnahme  
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Auswertung 

1. Landesplanung/Städtebau 

Der Verweis auf die landesplanerische Stellungnahme zur 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans wird zur Kenntnis genommen. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung vorliegender Beschlussvorlage lag die landesplanerische Stel-
lungnahme nicht vor, sodass keine planerische oder auswertungsrelevante Auseinanderset-
zung mit dieser erfolgen konnte. 

Sobald das Ergebnis der landesplanerische Stellungnahme seitens der Kreisverwaltung über-
sandt wird, wird ebendieses dem Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der Bauleitplanung 
entsprechend im weiteren Verfahren berücksichtigt. 

Zum derzeitigen Verfahrens- und Kenntnisstand besteht kein weitergehender planerischer 
oder auswertungsrelevanter Handlungsbedarf für die Ebene der Bauleitplanung. 

2. Naturschutz 

Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Im weiteren Verfahren wird der Fachbeitrag Naturschutz einschließlich der planerischen Ein-
griffsregelung nach § 1a (3) BauGB erstellt und zum Gegenstand der Beteiligungsverfahren 
gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB. 
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Weiterhin wird (mindestens) eine artenschutzrechtliche Potenzialanalyse erstellt, im Rahmen 
dessen geprüft wird, ob im Plangebiet relevante Arten vorkommen können und ob durch die 
Planung artenschutzrechtliche Konflikte nach § 44 BNatSchG zu erwarten sind. 

Dabei wird gemäß § 44 BNatSchG systematisch geprüft, ob im Wirkraum des Projekts streng 
geschützte Arten (nach Anhang IV FFH-Richtlinie und Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie) vorkom-
men könnten oder geeignete Lebensräume vorhanden sind. Ergänzend erfolgt eine Prüfung 
nach § 19 BNatSchG hinsichtlich Arten und Lebensräumen von gemeinschaftlichem Interesse. 
Ziel ist es, potenzielle artenschutzrechtliche Konflikte frühzeitig zu erkennen und zu vermei-
den. 

Auch der angeführte Gartenschläfer (Eliomys quercinus) wird im Rahmen dessen berücksich-
tigt. 

Der Hinweis auf den Leitfaden der Technischen Hochschule Bingen wird zur Kenntnis genom-
men. Der Leitfaden hat keine verbindliche Aussagekraft und wird im Einzelfall im weiteren 
Verfahren so weit wie möglich dem Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der Bauleitplanung 
entsprechend berücksichtigt. 

3. Wasserwirtschaft 

Dass grundsätzlich keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen, 
wird positiv zur Kenntnis genommen. 

Hinsichtlich des Belangs des Starkregens ist zwecks Vermeidung von Wiederholungen auf die 
Ausführungen unter Ziffer 3.1 der Beschlussvorlage zu verweisen. 

Ein weitergehender planerischer oder auswertungsrelevanter Handlungsbedarf besteht für die 
Ebene des Bebauungsplans nicht. 

4. Weitere beteiligte Fachbehörden der Kreisverwaltung 

Die Mitteilung löst für die für die Ebene der Bauleitplanung keinen planerischen oder auswer-
tungsrelevanten Handlungsbedarf aus. 

 

Beschlussempfehlung 

Die Mitteilung, Auflagen und Hinweise werden entsprechend den Ausführungen in der aus-
wertenden Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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3.4 Landesamt für Geologie und Bergbau, Schreiben vom 24.09.2025 

Stellungnahme  
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Auswertung 

1. Bergbau / Altbergbau 

Die vorgetragene Anregung, wonach der Geltungsbereich des Bebauungsplans von dem auf 
Eisen verliehenen Bergwerksfeld „Unkelbach“ sowie des auf Braunkohle verliehenen Berg-
werksfeld „Anna“ überdeckt wird, wird berücksichtigt. 

Hierzu wird die Aufnahme eines Hinweises in den Textfestsetzungen zum Bebauungsplan 
empfohlen, der wie folgt formuliert werden sollte: 

„Das Landesamt für Geologie und Bergbau hat mit Schreiben vom 24.09.2025, Az. 3240-0798-
25/V1 kp/sdr mitgeteilt, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans von dem auf Eisen 
verliehenen Bergwerksfeld „Unkelbach“ sowie des auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld 
„Anna“ überdeckt wird. 

Aktuelle Kenntnisse über die letzten Eigentümerinnen liegen hier nicht vor. Aus den vorhan-
denen Unterlagen geht hervor, dass im Planungsbereich kein Altbergbau dokumentiert ist und 
kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt. 

Sofern bei der Realisierung von Vorhaben im Geltungsbereich Indizien für Bergbau auftreten, 
wird seitens der Gemeinde die Einbeziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers zu 
einer objektbezogenen Baugrunduntersuchungen empfohlen.“ 

2. Boden und Baugrund 

- allgemein 

Die fachliche Bestätigung des Hinweises in den Textfestsetzungen wird zur Kenntnis genom-
men. Ein weitergehender planerischer oder auswertungsrelevanter Handlungsbedarf besteht 
für die Ebene der Bauleitplanung nicht. 

Der Hinweis auf die Ausführungen zum Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und 
Rückbau von Freiflächenanlagen für Photovoltaik und Solarthermie werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Arbeitshilfe hat keine verbindliche Aussagekraft und wird im Einzelfall im weite-
ren Verfahren so weit wie möglich dem Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der Bauleitpla-
nung entsprechend berücksichtigt. 

- mineralische Rohstoffe 

Im weiteren Verfahren wird die planerische Eingriffsregelung nach § 1a (3) BauGB durchge-
führt. Sofern planexterne Ausgleichsflächen erforderlich werden sollten, ist die fachbehördli-
che Anregung zu berücksichtigen. 

Die planerische Eingriffsregelung wird zum Bestandteil der Unterlagen für die Beteiligungsver-
fahren gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB, sodass die Möglichkeit zur (erneuten) Stellungnahme 
besteht. 

Zum derzeitigen Kenntnis- und Verfahrensstand besteht kein weitergehender planerischer 
oder auswertungsrelevanter Handlungsbedarf für die Ebene der Bauleitplanung. 

3. Geologiedatengesetz 

Der Zuständigkeits- und Aufgabenbereich der Bauleitplanung wird durch die Anregung nicht 
berührt, so dass kein weiterer planerischer und auswertungsrelevanter Handlungsbedarf be-
steht. 

Die Anregung bezieht sich auf die Planvollzugsebene und ist dementsprechend auf dieser zu 
berücksichtigen. 

 



Stadt Remagen           20  

Bebauungsplan 60.09 „Solarpark Deponie Unkelbach / Oedingen“ 

Auswertung 
  

Anlage zur  Beschlussvorlage 0405/2026 

 

 

Beschlussempfehlung 

1. Bergbau / Altbergbau 

Die Anregung wird durch die Aufnahme eines Hinweises in den Textfestsetzungen zum Be-
bauungsplan berücksichtigt. 

2. Boden und Baugrund 

- allgemein 

Die Anregung wird unter Berücksichtigung der Ausführungen in der auswertenden Stellung-
nahme zur Kenntnis genommen. 

- mineralische Rohstoffe 

Die Anregung wird unter Berücksichtigung der Ausführungen in der auswertenden Stellung-
nahme zur Kenntnis genommen. 

3. Geologiedatengesetz 

Die Anregung wird entsprechend den Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme zur 
Kenntnis genommen. 
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3.5 Forstamt Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 01.10.2025 

Stellungnahme  
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Auswertung 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

Für die Stadt ist nicht ersichtlich, inwiefern die Beurteilung einer möglichen Verschattung oder 
des wirtschaftlichen Betriebs der PV-Anlage dem Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich des 
Forstamtes obliegt. 

Ebenso wenig tangiert eine mögliche Beschattung den Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich 
der Bauleitplanung, sodass kein weitergehender planerischer oder abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf für die Ebene des Bebauungsplans besteht. 

Die Entscheidung der Errichtung einer PV-Anlage trotz möglicher Verschattungen obliegt al-
lein dem künftigen Maßnahmenträger sowie die Entscheidung über die Aufstellung eines Be-
bauungsplans zur Herbeiführung des Planungsrechts hierfür der kommunalen Planungshoheit 
der Stadt Remagen. 

Bezüglich möglicher Gefahren und Nachteile der PV-Anlage durch umstürzende Bäume sei 
zunächst angemerkt, dass mit vorliegender Bauleitplanung keine planungsrechtlichen Zuläs-
sigkeitsvoraussetzungen für die Errichtung baulicher Anlagen und Einrichtungen geschaffen 
werden, die dem dauerhaften Aufenthalt von Personen dienen. Die Wahrung gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauGB kann für die Ebene des Bebauungsplans 
insofern angenommen werden. 

Die „Verkehrssicherungspflicht“ der Waldeigentümer besteht bereits heute. 

Zur Berücksichtigung der Anregung sowie zur Freistellung der Waldbesitzer von etwaigen Haf-
tungsschäden durch abgebrochene Äste oder umstürzende Bäume wird der Abschluss einer 
Haftungsverzichterklärung zwischen dem künftigen Betreiber der Freiflächen-Photovoltaikan-
lage und den betroffenen Waldbesitzern empfohlen. 

Inwiefern es mit der Umsetzung des Bebauungsplans zu einer Beeinträchtigung des Waldes 
kommen kann, ist für die Ortsgemeinde nicht ersichtlich. Erkennbare Anhaltspunkte hierfür 
liegen nicht vor. 

Weiterhin ist anzuführen, dass die Beurteilung der Bewirtschaftung des Waldes nicht dem Auf-
gaben- und Zuständigkeitsbereich der Bauleitplanung obliegt. 
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Hinsichtlich des Verweises auf das Schreiben des MKUEM vom 07.11.2023 – „Bau von Pho-
tovoltaik-Anlagen auf landwirtschaftlichen Flächen: Hinweise zu land-, forst-, wasserwirtschaft-
lichen und natur- und bodenschutzfachlichen Belangen“ ist darauf hinzuweisen, dass Vollzugs-
hinweise keinen unmittelbaren, allgemeinen Rechtscharakter entfalten und keine Rechtsnor-
men darstellen. Eine Verpflichtung zur verbindlichen oder zwingenden Einhaltung der Voll-
zugshinweise besteht keinesfalls. 

Entsprechendes obliegt dem planerischen Ermessen der Stadt und eine zwingende, allge-
meingültige Vorgabe von Festsetzungsinhalten würde u.a. der kommunalen Planungshoheit 
und Selbstverwaltung sowie dem Gebot der Abwägung i.S. des § 1 (7) BauGB zuwiderlaufen.  

Gemäß einschlägiger Gesetzeskommentierung richten sich die Festsetzungen sowie der Grad 
an Konkretisierung und Differenzierung der jeweiligen Festsetzungen danach, was nach den 
Umständen des konkreten Einzelfalls für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung gemäß 
§ 1a (3) BauGB erforderlich ist und dem Ergebnis der bauleitplanerischen Abwägung nach § 
1 (7) BauGB entspricht (vgl. Gierke in Brügelmann, Kommentar zum Baugesetzbuch, 133. 
Lieferung, 2025, § 9 BauGB Rn. 65). 

Dementsprechend bilden die Festsetzungen des Bebauungsplans unter Berücksichtigung der 
sich aus dem materiellen Planungsrecht ergebenden Bindungen die städtische Abwägungs- 
und Ermessensentscheidung wieder. 

Unter Berücksichtigung der dargelegten Sach- und Rechtslage wird der Empfehlung des Forst-
amtes nach einem Abstand von mindestens 60 m zum westlichen/südwestlichen Wald-
rand/Baumbestand nicht entsprochen. 

Ein weitergehender planerischer oder auswertungsrelevanter Handlungsbedarf besteht für die 
Ebene der Bauleitplanung nicht. 

 

Beschlussempfehlung 

Der Anregung, am südwestlichen Rand in einem 60 m breiten Band auf eine bauliche Nutzung 
zu verzichten, wird nicht gefolgt. Der Projektträger ist sich jedoch bewusst, dass er aus seiner 
Nutzung heraus keine weitergehenden Ansprüche im Hinblick auf die Verkehrssicherungs-
pflicht benachbarter Waldbesitzer wird stellen können. 

Darüber hinaus werden gemäß den Ausführungen in der auswertenden Stellungnahme zur 
Kenntnis genommen. 

 

 


